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Presseerklärung
vom 20.02.2023

zur Einstellungsentscheidung der Staatsanwaltschaft Braunschweig vom 01.02.2023.

Die erneute Einstellung des Verfahrens gegenüber einem Vorstandsmitglied der

faschistischen Kleinstpartei DIE RECHTE kann nur

als unerträglich und unverständlich

empfunden werden,

und zwar nicht nur von Angehörigen der Ermordeten der Schoa, sondern

von jedermann.

Am Volkstrauertag 2020 hatte der Täter im krassen Antisemitismusjargon zu den ihn

umgebenden Journalisten ausgerufen:

„Judenpresse“ – „Judenpack“ – „Feuer und Benzin für euch“

Das ist eine öffentliche antisemitische hetzerische Vernichtungsproklamation gegen
das Judentum, gegen jede einzelne jüdische Person unserer Gesellschaft. Jüdische
Personen mit ihrem Eigentum sollen dem Feuer überantwortet werden, so wie es
schon am 9. November 1938 und danach erfolgte.

Dieser Ausruf entspringt

1.
- den judenpolitischen Empfehlungen Martin Luthers an Obrigkeiten und Pfarrherren
des 16. Jahrhunderts. Die aktuelle Empfehlung „Feuer für euch“ beinhaltet
entsprechend diesen Empfehlungen das Verbrennen von Synagogen, die Zerstörung
von Wohnhäusern und Schriften Unterdrückungen durch Konfiskation von Geld und
Besitz, Arbeitszwang, Verbot jüdischer Gottesdienste und letztendlich der Vertreibung
der Juden aus dem gesamten Land.

Der Göttinger Kirchenhistoriker und Experte der Reformationszeit Thomas Kaufmann
nennt die judenfeindlichen Schriften Martin Luthers “die literarische Endlösung der
Judenfrage“. Bis auf den industrieellen Massenmord beinhalten sie all das, was Hitler
vier Jahrhunderte später in die Tat umsetzte.

2.
- der Zeit nach der Reichsgründung.
Seit der Antisemitenpetition 1881 wurde die demokratisch-liberal orientierte Presse
der Kaiserzeit von den Antisemiten als „jüdische Presse“/“Judenpresse“ bezeichnet.

Der damals anerkannte Theologe, Orientalist, Sprachwissenschaftler und Antisemit
Paul Anton de Lagarde hat in der Schrift ‚Judentum‘ die jüdische Presse
charakterisiert.
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Sir Morell Mackenzie (Jude), berühmter Oto-Rhino-Laryngologe,
behandelte Kaiser Friedrich III wegen dessen Kehlkopfkrebs

3.

- der NS-Zeit.
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Die NS-Zeit realisierte das, was schon 1887 de Lagarde in der Schrift „Juden und
Indogermanen“ postuliert hatte.

4.

Der Aufrufbegriff „Judenpresse“ entspringt der Verschwörungsvorstellung, dass das

Judentum die allumfassende Weltherrschaft mit seiner geheimen Macht über Politik,

Finanzen, Wirtschaft und Kultur ausübt. Die vom „Judenpack“ geleitete

„Judenpresse“ ist ein Instrument dieser jüdischen Weltherrschaft, gestaltet von

nichtjüdischen Journalisten als ahnungslose Erfüllungsgehilfen für eine Propagierung

verwerflicher jüdisch-liberal-demokratischer Gedanken.

5.

Alle jüdischen Personen wie auch die den Juden wirtschaftlich oder medial

zuarbeitenden Personen, wurden durch den Täter Kiese am 15.11. 2020

herabgewürdigt – in dreifacher Weise, sowohl durch die Bezeichnung „Judenpack“,

durch „Juden“ und durch „Feuer und Benzin für euch“. Drei Beschreibungen, die in

ihrer Gesamtheit im Kontext des 15.11.2020 von jedermann nur als antisemitische

Tötungsaufforderung angesehen werden kann: 6 Millionen Juden wurden in der

Schoa ermordet.

6.

Die Dimension von

„Judenpresse“ – „Judenpack“ – „Feuer und Benzin für euch“

kann deshalb nur als

Volksverhetzung
bezeichnet werden.

Die Staatsanwaltschaft Braunschweig hat mit ihrer Entscheidung vom 01.02.2023

erneut verdeutlicht, die verbrecherische Dimension der Tat von Martin Andreas Kiese

nicht erkannt zu haben.
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Die nachfolgenden Ausführungen von Michael B. Berger in der HAZ vom 19.02.2021
haben weiterhin volle Gültigkeit.

Freitag, 19. Februar 2021 Niedersachsen & Der Norden

„Freibrief für Rechtsextremisten“

Kritik vom Zentralrat der Juden:
Staatsanwaltschaft stellte Verfahren um „Judenpresse“- Rufe ein

Von Michael B. Berger

Braunschweig/Hannover.

Eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft Braunschweig, ein Verfahren

wegen des Verdachts der Volksverhetzung bei einer rechtsextremen

Demonstration in Braunschweig einzustellen, stößt auf breites

Unverständnis. Der Zentralrat der Juden in Deutschland nennt die

Entscheidung skandalös, Antisemitismus werde nicht geahndet.

So sahen die Braunschweiger Staatsanwälte nichts Strafbares im Verhalten

des stellvertretenden Vorsitzenden der rechtsextremen Partei „Die Rechte“,

Martin Kiese, der während einer Demonstration am Volkstrauertag 2020

Journalisten als „Juden“, „Judenpresse“ und „Pack“ bezeichnet hatte.

Lediglich „Pack“ sei beleidigend, doch hätten hier entsprechende

Strafanträge nicht vorgelegen, bestätigte Hans Christian Wolters von der

Braunschweiger Staatsanwaltschaft.

„Feuer und Benzin für euch“

In den sozialen Netzwerken ist in einer kurzen Sequenz nachzuverfolgen,

wie Kiese Journalisten beschimpft, ihnen auch die Worte „Feuer und Benzin

für euch“ zuruft. Doch habe sich dieser Zuruf nicht „auf einen abgrenzbaren

Teil der Bevölkerung, wie dies für eine Volksverhetzung erforderlich

gewesen wäre, bezogen“, meinte die Staatsanwaltschaft Braunschweig.

„Pressevertreter, auf die diese Aussage möglicherweise bezogen war,

stellen keinen solchen abgrenzbaren Bevölkerungsteil dar. Außerdem fehlte

es der Aussage am ebenfalls erforderlichen Appellcharakter. So werden

andere Personen gerade nicht aufgefordert, gegen Pressevertreter „mit

Feuer und Benzin“ vorzugehen.
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Ist „Jude“ eine Beleidigung?

Die Worte „Jude“ und „Judenpresse“ seien schon objektiv keine Belei-

digungen – ebenso wenig wie „Christ“ oder „Moslem“ –, erklärten die

Staatsanwälte. Sicherlich sei die Aussage „Feuer und Benzin für euch“

grenzwertig, aber dies sei noch kein Grund, ein Strafverfahren zu eröffnen,

denn der Tatbestand der Volksverhetzung sei sehr eng auszulegen.

Jüdische Verbände sind empört

„Es ist frappierend, wie wenig die Staatsanwaltschaft die Tragweite solcher

Äußerungen würdigt“, meint hingegen Rebecca Seidler, Vorsitzende der

Liberalen Jüdischen Gemeinde Hannover. Auch Josef Schuster, Präsident

des Zentralrates der Juden in Deutschland, findet die Begründung der

Staatsanwaltschaft skandalös. „Dass das Wort ,Jude’ heutzutage als

Schimpfwort eingesetzt wird, weiß inzwischen leider fast jedes Schulkind.

An der Staatsanwaltschaft Braunschweig scheint das jedoch vorbei-

gegangen zu sein“, erklärte Schuster der HAZ auf Anfrage. „Die Ein-

schätzung der Staatsanwaltschaft gleicht einem Freibrief für Rechts-

extremisten“, sagt er weiter. „Das ist skandalös und für die jüdische

Gemeinschaft sowie für alle, die sich gegen Rechtsextremismus

engagieren, sehr bitter. Das Verhalten der Staatsanwaltschaft macht

deutlich, wie dringend wir Fortbildung für die Justiz brauchen, um sie für

Antisemitismus zu sensibilisieren.“

So sieht es auch der Antisemitismusbeauftrage des Landes, Franz Rainer

Enste. „Wenn wir den Kampf gegen den Antisemitismus ernst nehmen,

dann können wir das so nicht stehen lassen“, sagte Enste. Der Begriff

„Judenpresse“ sei zweifellos antisemitisch und suggeriere Verschwörungs-

gedanken, wie sie auch im Dritten Reich genährt worden seien. Man könne

auch nicht die Begriffe „Jude“, „Christ“ und „Moslem“ vergleichen, ohne den

Kontext hinzuziehen, in dem sie geäußert wurden. „Ich wünschte mir hier

eine größere Sensibilität der Staats-anwaltschaften und werde darüber mit

den Generalstaatsanwälten reden“, sagte Enste.









„Judenpresse, Judenpack, Feuer und Benzin für euch“, rief Martin Kiese auf
einer von rechten Gruppen organisierten Veranstaltung am Volkstrauertag im
November 2020 in Braunschweig. Er ist Mitglied von „Die Rechte“ [https://taz.de

/!/Kommunalwahl-in-Niedersachsen/!5800215/], einer neonazistischen Partei. Die
Staatsanwaltschaft Braunschweig sieht darin auch nach wiederholter Prüfung
keine Volksverhetzung.

Kiese hatte seine antisemitischen Ausfälligkeiten gegenüber Journalisten
ausgesprochen, die den Auftritt der Rechtsextremen beobachteten. Ein kurzes
Video des Journalisten Moritz Siman dokumentiert die Szene. Die
Staatsanwaltschaft ermittelte „wegen Verdachts auf Volksverhetzung und
Beleidigung“, stellte das Verfahren aber ein.

Aufgrund mehrerer Beschwerden hob die Generalstaatsanwaltschaft diese
Entscheidung auf [https://taz.de/!/Staatsanwaltschaft-muss-doch-ermitteln/!5766031/]. Die
Staatsanwaltschaft ermittelte erneut, kam aber zum gleichen Ergebnis.

„Judenpack“ gilt nicht als Hetze
Verfahren gegen Neonazi eingestellt

Die Braunschweiger Staatsanwaltschaft findet auch bei

wiederholter Prüfung nichts Volksverhetzendes an den

Ausfällen von Martin Kiese.

Foto: Twitter/Moritz Siman/Screenshot: taz
Per Handyvideo dokumentiert: Martin Kiese beim Volkstrauertag 2020 (laut Twitter-Tweet)
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Eine dieser Beschwerden kam von dem Ehepaar Gottschalk, das in dem Ausruf
eine „öffentliche, antisemitische hetzerische Vernichtungsproklamation gegen
das Judentum, gegen jede einzelne jüdische Person unserer Gesellschaft“
sieht.

Auch die Antisemitismusbeauftragte des Landesverbandes der israelitischen
Kultusgemeinden von Niedersachsen, Rebecca Seidler, sagte damals: Es sei
„nicht hinnehmbar, dass Rechtsextreme antisemitische Äußerungen tätigen
können ohne Konsequenz [https://taz.de/!/Kampf-gegen-Antisemitismus/!5760805/]“. Der
Volkstrauertag [https://taz.de/!/Der-Volkstrauertag-als-Buehne-fuer-Rechte/!5812436/] ist ein
Gedenktag in Deutschland. Er erinnert an die Kriegstoten und Opfer der
Gewaltherrschaft aller Nationen.

Anfang Februar teilte die Staatsanwaltschaft
Braunschweig dem Ehepaar Gottschalk mit,
das Verfahren werde zum zweiten Mal
eingestellt. Der Tatbestand der
Volksverhetzung [https://taz.de/!/Volksverhetzung

/!t5024468/] nach Paragraf 130 des
Strafgesetzbuches sei nicht erfüllt; es
bestehe kein Tatverdacht. Die Äußerungen
des Beschuldigten seien klar gegen die vor

Ort anwesenden Medienvertreter gerichtet gewesen und nicht gegen die in
Deutschland lebenden Juden. Zwar habe er die Journalisten als „Judenpack“
bezeichnen wollen, nicht aber die in Deutschland lebenden Juden als „Pack“.

Das sieht der Rechtsanwalt und Strafverteidiger Jacob Schwieger aus
Hamburg anders: Die Begründung, warum kein Tatverdacht vorliege, sei
falsch. Es stimme, dass Journalisten nicht als Volksgruppe nach dem
Strafgesetzbuch erfasst seien, Juden hingegen sehr wohl. „Diese
Argumentation geht am Punkt vorbei und verkennt das Angriffsobjekt“, sagt
Schwieger. „Es sind nicht die Journalisten, sondern die Juden.“

Außerdem schreibt die Staatsanwaltschaft Braunschweig, dass Kiese sich
spontan geäußert habe. Auch dies ist für Schwieger kein Argument dafür, dass
es sich nicht um Volksverhetzung gehandelt haben sollte. „Spontaneität
schließt eine Strafbarkeit nicht aus, sondern betrifft höchstens die
Strafzumessung“, sagt der Anwalt.

Damit der Tatbestand der Volksverhetzung erfüllt ist, muss die Tätigkeit

JACOB SCHWIEGER,
STRAFVERTEIDIGER

„Spontaneität schließt eine
Strafbarkeit nicht aus, sondern
betrifft höchstens die
Strafzumessung“
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geeignet sein, den öffentlichen Frieden zu stören. Dies liegt laut der
Staatsanwaltschaft schon nicht vor, weil die Aussage nur gegenüber
Medienvertretern getroffen wurde: „Die Äußerungen des Beschuldigten waren
in der konkreten Situation nicht geeignet jemanden aufzuhetzen, da keine
Personen anwesend waren, die hätten aufgehetzt werden können“,
argumentieren die Staatsanwälte. Schwieger hat auch dazu eine klare
Meinung: „Der betroffene Teil muss davon nichts erfahren“, sagt er. In
Betracht kämen auch Äußerungen gegenüber Einzelpersonen.

Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft konnte Kiese auch nicht damit rechnen,
dass seine Aussagen öffentlich würden, wie es durch das ins Internet gestellte
Handy-Video geschah. Schwieger hält das für abwegig. Schließlich habe Kiese
ja Journalisten beschimpft.

Das Ehepaar Gottschalk möchte in diesem Fall erstmal keine weiteren
rechtlichen Schritte einleiten. Allerdings hofft es, Aufmerksamkeit auf das
Thema zu lenken. Die „antisemtische Verseuchung“ der Gesellschaft müsse
gestoppt werden, sagt Joachim Gottschalk.

Fehler auf taz.de entdeckt?
Wir freuen uns über eine Mail an fehlerhinweis@taz.de!
Inhaltliches Feedback?
Gerne als Leser*innenkommentar unter dem Text auf taz.de oder über das Kontaktformular.

Nord 22. 2. 2023, 14:00 Uhr

NINA SPANNUTH

THEMEN

#Braunschweig, #Antisemitismus, #Volksverhetzung, #Strafverfolgung
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